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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1948 Ausgegeben am 1. April 1948 13. Stück

5 9 . Bundesgesetz: Bundesstraßengesetz — B. St. G.
60. Bundesgesetz: Beitragsleistung der Bundesländer anläßlich der Übernahme bestimmter Landesstraßenzüge durch

den Bund.
6 1 . Verordnung: Ausgabe von Scheidemünzen zu 1 Groschen.
6 2 . Verordnung: Bestimmung des Zeitpunktes des Außerkrafttretens der Bestimmungen des § 11, Abs. (1), des

2. Verstaatlichungsgesetzes.

5 9 . Bundesgesetz vom 18. Februar 1948,
betreffend die Bundesstraßen (Bundes-

straßengesetz — B. St. G.).

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. Allgemeines.
§ 1. E r k l ä r u n g v o n S t r a ß e n a l s

B u n d e s s t r a ß e n .

(1) Die in den angeschlossenen, einen Bestand-
teil dieses Bundesgesetzes bildenden Verzeich-
nissen A — D angeführten Straßenzüge werden
nach Maßgabe des § 31, Abs. (1) und (2), dieses
Bundesgesetzes wegen ihrer Bedeutung für den
Durchzugsverkehr als Bundesstraßen erk lär t .

(2) Die Übernahme weiterer Straßen, die eine
Bedeutung für den Durchzugsverkehr erlangen,
durch den Bund, kann ebenso wie der Bau
neuer Bundesstraßen n u r auf Grund eines Bun-
desgesetzes erfolgen.

(3) Jede vom Bund zu übernehmende Straße
ist vom Erhaltungspflichtigen in einem ihrer
bisherigen Benützung entsprechenden guten Zu-
stand zugleich mi t den zur Straßenerhaltung und
Straßenpflege in Verwendung stehenden Betriebs-
mit te ln , Geräten u n d Baulichkeiten zu über-
geben. Das bei der Straße verwendete Personal
ist grundsätzlich von der Bundesstraßenverwal-
tung un t e r Bedingungen zu übernehmen, durch
die es hinsichtlich de r Dienstbezüge u n d der
Ansprüche auf Versorgungsgenüsse nicht schlech-
ter als bisher gestellt wird.

(4) Bei Änderungen der Grenzen zwischen zwei
Bundesländern ist das Bundesministerium für
Handel und Wiederaufbau ermächtigt, das
Bundesstraßenverzeichnis im Verordnungswege
entsprechend zu berichtigen.

(5) Hinsichtlich der Brücke der Roten Armee
in Wien gelten nicht die Bestimmungen des § 6.
Auf dieses Brückenbauwerk finden die Vor-
schriften des § 5, erster Satz, Anwendung, so-
weit nicht zwischen dem Bund (Bundesstraßen-
verwaltung) u n d der Gemeinde Wien Verein-

barungen bestellen oder in Hinkunf t getroffen
werden.

§ 2. Auflassung von Bundesstraßen.

(1) Straßen, die ihre Bedeutung für den Durch-
zugsverkehr verloren haben, werden — un-
beschadet der weiteren Fürsorge des Landes für
die Befriedigung des in ihrem Bereiche bestehen
bleibenden Verkehrsbedürfnisses — nach An-
hörung der örtlich zuständigen Landesregierung
durch Bundesgesetz als Bundesstraßen aufgelassen.

(2) Die Umlegung von Straßenteilen sowie
andere bauliche Änderungen im Zuge bestehender
Bundesstraßen, ferner die Auflassung der hiedurch
entbehrlich gewordenen Straßenteile werden vom
Bundesministerium für H a n d e l und Wiederaufbau
verfügt.

§ 3 . B a u l i c h e A n l a g e n .

Brücken und andere bauliche Anlagen (§ 21) im
Zuge einer Bundesstraße u n d die zur Erhal tung
und Beaufsichtigung der Bundesstraße dienenden
bebauten und unbebauten Grundstücke sind als
deren Teile zu behandeln.

II. Bau und Erhaltung.

§ 4. Grundsätze.

(1) D i e Bundesstraßen sind d e r a r t herzustellen
und zu erhalten, daß sie — soweit nicht h in-
sichtlich ihrer Benützung Einschränkungen im
Sinne der §§ 29 ff. des StPolG. , B. G . Bl. N r . 46 /
1947, bestehen — von allen Gat tungen von Fahr-
zeugen sowie von Fußgängern bei Beachtung der
Straßenverkehrsvorschriften und unter Bedacht-
nahme auf die durch die Witterungsverhältnisse
oder durch Elementarereignisse bedingten U m -
stände ohne Gefahr benützbar sind.

(2) Das Bundesminis ter ium für H a n d e l u n d
Wiederaufbau best immt unter Bedachtnahme auf
die einschlägigen gesetzlichen Vorschriften, ins-
besondere auch auf jene, betreffend den N a t u r -
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und Denkmalschutz, die Grundsätze für die
Ausführung und die Erhaltung der Bundes-
straßen und der in ihrem Zuge befindlichen
Brücken und sonstigen zur Straße gehörigen An-
lagen und erläßt die zu diesem Zwecke erforder-
lichen Dienstanweisungen.

§ 5. Straßenbaulast.

Der Bau und die Erhaltung der Bundes-
straßen erfolgt aus Bundesmitteln, insoweit nicht
aus den folgenden Bestimmungen sich etwas
anderes ergibt oder auf Grund eines besonderen
Rechtstitels Verpflichtungen zu Leistungen für
diese Zwecke bestehen. Falls derartige Verpflich-
tungen bei einer später vom Bund zu über-
nehmenden Straße bestehen, bleiben sie auch
nach der Umwandlung in eine Bundesstraße auf-
recht, wenn nicht eine anderweitige Regelung er-
folgt.

§ 6. S t r a ß e n b a u l a s t i n O r t s d u r c h -
f a h r t e n .

(1) Ortsdurchfahrten im Sinne der nachstehenden
Bestimmungen sind die durch geschlossene Or t s -
gebiete (§ 1, Z. 14, StPolG.) führenden Tei l-
strecken der Bundesstraßen.

(2) D ie Kosten der Herstel lung u n d de r Er-
ha l tung v o n Ortsdurchfahr ten durch Gemeinden,
die bei der jeweils le tz ten Volkszählung m e h r
als 3000 E inwohner ha t t en , werden nur in
jenem Betrage aus Bundesmitteln bestritten, der
sich aus dem durchschnittlichen Aufwand für die
anstoßenden, im Freien liegenden Straßenstrecken
ergibt . Fü r die Mehrkosten, die durch die be-
sonderen Bedürfnisse der Ortsbewohner bezüglich
der Bauweise (Fahrbahnbrei te , Fahrbahnbelag,
Entwässerung, Radwege, Gehsteige u. dgl.) und
Instandhal tung bedingt sind und die bei Führung
der Straße außerhalb der Ortsdurchfahrt ent-
behrlich wären, halben die Gemeinden mit mehr
als 3000 E i n w o h n e r n selbst aufzukommen. Eben-
so haben diese Gemeinden in den Ortsdurch-
fahrten für die Straßenreinigung und die Be-
seitigung und Abfuhr des Abräummaterials von
der Fahrbahn und aus den Straßengräben sowie
für die Schneeabräumung u n d -abfuhr auf eigene
Kosten zu sorgen.

(3) Die Erhaltung der Ortsdurchfahrten kann
den in Abs. (2) bezeichneten Gemeinden gegen
jederzeitigen Widerrruf übertragen werden. Für
die Obsorge gebührt der Gemeinde die Ver-
gütung in der Höhe der tatsächlich aufgelaufe-
nen Erhaltungskosten, jedoch höchstens in jenem
Ausmaße, das sich bei der Ermit t lung nach
Abs. (2) ergibt.

(4) Der nach Abs. (2) von der Gemeinde oder
nach Abs. (3) an diese zu entrichtende Betrag
wird vom Landeshauptmann als Bundesstraßen-
behörde [§ 28, Abs. (1), lit. a] auf Grund einer
Kostenverrechnung, in deren Belege die Gemeinde
Einsicht nehmen kann, mit einem Bauschbetrag

fesegesetzt, der alljährlich in gleicher Höhe zu
leisten ist, bis er auf Antrag der Bundesstraßen-
verwaltung oder der Gemeinde auf Grund ge-
änderter Verhältnisse neu festgesetzt wird.

(5) Einwendungen gegen die Ermit t lung eines
Kostenbeitrages müssen binnen vier Wochen
nach Bekanntgabe bei sonstigem Verluste aller
Ansprüche von der Gemeinide beim Landeshaupt-
mann schriftlich eingebracht werden. Über die
Einwendungen entscheidet das Bundesministe-
rium für Handel und Wiederaufbau endgültig.

(6) In Ortsdurchfahrten durch Gemeinden,
deren Einwohnerzahl 3000 nicht übersteigt, ist
die gemäß § 5 dieses Bundesgesetzes dem Bunde
obliegende Straßenbaulast auf eine Fahrbahn-
breite von. 6 m (je 3 m beiderseits der Straßen-
achse) beschränkt. Für die Abfuhr des von der
Bundesstraßenverwaltung aus der Fahrbahn ent-
fernten Abräummaterials sowie für die Schnee-
abfuhr haben diese Gemeinden auf eigene Kosten
zu sorgen.

§ 7. B e i t r ä g e v o n U n t e r n e h m u n g e n .

Muß eine Bundesstraße wegen der beson-
deren Art der Benützung durch eine Unter-
nehmung in einer kostspieligeren Weise herge-
stellt werden, als dies mit Rücksicht auf den
allgemeinen Straßenverkehr notwendig wäre, so
hat die Unternehmung der Bundesstraßenver-
waltung die Mehrkosten spätestens bei Beginn
der Benützung zu vergüten.

§ 8. E n t s c h e i d u n g ü b e r B e i t r ä g e .

(1) W e n n eine von d e r Bundesstraßenverwal-
tung auf G r u n d d e r §§ 5 u n d 7 in Anspruch
genommene Leis tung verweigert wird, entschei-
det, falls nicht der einen pr iva ten Rechtsti tel
betreffende Streitfall im ordentl ichen Rechts-
wege auszutragen ist, über die Leistungspflicht
und das Ausmaß des Beitrages nach Durchfüh-
rung der no twendigen Erhebungen de r Landes-
haup tmann . Gegen seine Entscheidung ist die
Berufung an das Bundesminister ium für Hande l
u n d Wiederaufbau zulässig.

(2) Ändern sich nachträglich die tatsächlichen
Voraussetzungen für die Einhebung des Kosten-
beitrages, so ist über An t rag hinsichtlich de r
Beitragsleistung neuerlich zu entscheiden.

§ 9. V o l l s t r e c k u n g .

W e n n eine Gemeinde oder eine andere Partei
eine ihr nach diesem Bundesgesetz für die H e r -
stellung u n d Erha l tung einer Bundesstraße ob-
liegende Leistung unter läßt , so kann die Bundes-
s t raßenverwal tung auf Kosten des Säumigen die
ausständige Leistung anderweitig ausführen
lassen. Rückständige Geldbeträge sind nach
rechtskräftiger Feststellung der Zahlungspflicht
über An t rag der Bundess t raßenverwal tung von
der Bezirksverwaltungsbehörde here inzubr ingen.
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§ 10. B a u m p f l a n z u n g e n ,

(1) W e r d e n längs e iner Bundess t raße Baum-
pflanzungen angelegt, so sind die Bäume in der
Regel auf den Außenrand der Banke t t e zu setzen
und nur dann, wenn es besondere Verkehrsrück-
sichten er fordern , jenseits der Straßengräben zu
pflanzen. K o m m e n die Bäume außerha lb des
St raßengrundes zu stehen, so haben die Besitzer
der angrenzenden Grundstücke die Wahl, ent-
weder nach den Weisungen der Straßenverwal-
tung die Pflanzung und Erhaltung der Straßen-
bäume gegen deren Nutzung selbst vorzunehmen
oder die Pflanzung, Erhaltung und Nutzung der
Straßenbäume gegen eine angemessene, im Streit-
fall nach § 15 zu bestimmende Entschädigung
zu dulden.

(2) Über Aufforderung der Straßenverwaltung
haben die Gemeinden innerhalb ihres von einer
Bundesstraße durchzogenen Gebietes die Her-
stellung neuer und die Vervollständigung bereits
bestehender Baumreihen sowie deren Pflege und
Erhaltung nach den Weisungen der Bundes-
straßenverwaltung zu besorgen. Als Entschädi-
gung hiefür kommt ihnen die Nutzung der
Straßenbäume zu, soweit sie nicht nach Abs. (1)
den Besitzern der angrenzenden Grundstücke ge-
bührt.

(3) Gegen Grundbesi tzer u n d Gemeinden,
welche den Verpflichtungen bezüglich der Baum-
pflanzungen nicht ordnungsgemäß nachkommen,
ist nach § 9 vorzugehen.

§ 11. H a f t u n g .

Der Bund ist bei Verletzungen oder Tötungen
von Personen oder Beschädigung von Sachen, die
infolge des Zustandes einer Bundesstraße oder
einer dazugehörigen Anlage (§ 21) eingetreten
sind, zum Schadenersatz nur dann verpflichtet,
wenn Organe des Bundes erwiesenermaßen die
Instandhaltung der Straße vorsätzlich oder in
grobfahrlässiger Weise vernachlässigt haben. Das-
selbe gilt für die Gemeinden hinsichtlich der
diesen zur Erhaltung übergebenen Ortsdurch-
fahrten bei einem gleichen Verschulden ihrer Or-
gane.

III. Zwangsrecht und Verpflichtungen.

§ 12. E n t e i g n u n g .

Für die Herstellung, Erhaltung und Umge-
staltung von Bundesstraßen samt den zugehöri-
gen baulichen Anlagen sowie aus Verkehrsrück-
sichten kann das Eigentum an Liegenschaften,
die dauernde oder zeitweilige Einräumung, Ein-
schränkung und Aufhebung von dinglichen
Rechten an solchen im Wege der Enteignung in
Anspruch genommen wenden. Das gleiche gilt
für Baulichkeiten und sonstige Anlagen, deren
Entfernung sich aus Gründen der Verkehrs-
sicherheit als notwendig erweist. Auch können

zu diesen Zwecken durch Enteignung die zur
Gewinnung von Steinen, Schotter, Sand u. dgl.,
dann für die Anlage von Ablagerungsplätzen,
Zufahrten, Straßenwärterhäusern, Bauhöfen und
anderen Baulichkeiten erforderlichen Grund-
stücke erworben werden.

§ 13. S c h a d l o s h a l t u n g .

(1) Dem Enteigneten gebührt für alle durch
die Enteignung verursachten vermögensrechtlichen
Nachteile Schadloshaltung (§ 1323 ABGB.).
Bei Bemessung der Entschädigung hat jedoch der
Wert der besonderen Vorliebe und die Wert-
erhöhung außer Betracht zu bleiben, den die ab-
zutretende Liegenschaft durch die straßenbauliche
Maßnahm« erfährt. Hingegen ist auf die Ver-
minderung des Wertes eines etwa verbleibenden
Grundstückrestes Rücksicht zu nehmen. Ist dieser
Grundstückrest nicht mehr zweckmäßig nutz-
bar, so ist auf Verlangen des Eigentümers das
ganze Grundstück einzulösen.

(2) Als Enteigneter ist derjenige anzusehen,
welchem der Gegenstand d e r Ente ignung gehör t
oder ein dingliches Recht an diesem zusteht .

§ 14. E i n l e i t u n g d e s V e r f a h r e n s .

U m die Enteignung ist unter Vorlage der zur
Beurteilung der Angelegenheit erforderlichen
Pläne und sonstigen Behelfe, insbesondere eines
Verzeichnisses der z u ente ignenden Parzellen mit
den N a m e n und W o h n o r t e n der zu enteignen-
den Personen und den Ausmaßen der bean-
spruchten Grundfläche, schließlich eines G r u n d -
buchauszuges beim Landeshauptmann einzu-
schreiten.

§ 15. E n t e i g n u n g s v e r f a h r e n .

(1) Über die Notwendigke i t , den Gegenstand
u n d Umfang d e r En te ignung entscheidet
de r Landeshauptmann als Bundess t raßenbehörde
[§ 28, Abs. (1), lit . a ] u n t e r s inngemäßer Anwen-
dung des Gesetzes v o m 18. Februar 1878, R. G. Bl.
N r . 30, in der geltenden Fassung, wobei auch
auf die Wirtschaftlichkeit d e r Bauausführung
Rücksicht zu nehmen ist. K o m m e n hiebei Eisen-
bahngrunds tücke in Betracht, so ist im Einver-
nehmen m i t dem Bundesminis ter ium für Ver-
k e h r als Eisenbahnbehörde vorzugehen.

(2) Das Enteignungserkenntnis h a t zugleich
eine Best immung über die H ö h e der Entschädi-
gung zu enthal ten . Diese ist auf G r u n d der
Schätzung beeideter unparteiischer Sachver-
ständiger un te r Beobachtung der in den §§ 4
bis 8 des Gesetzes v o m 18. Februar 1878,
R. G. Bl. N r . 30, aufgestellten Grundsätze zu
ermitteln.

(3) Gegen die Entscheidung des Landeshaupt-
mannes über die Notwendigkeit, den Gegenstand
und Umfang der Enteignung, ist die Berufung an
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das Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau, die beim Landeshauptmann einzubringen
ist, zulässig. Eine Berufung bezüglich der Höhe
der im Verwaltungswege zuerkannten Entschä-
digung ist unzulässig. Doch kann jeder der
beiden Teile, wenn er sich durch diese Entschei-
dung benachteiligt erachtet, binnen einem Jahr
nach Rechtskraft des Enteignungserkenntnisses
die Feststellung des Betrages der Entschädigung
bei jenem Bezirksgerichte begehren, in dessen
Sprengel sich der Gegenstand der Enteignung
befindet.

(4) Der Vollzug des rechtskräftigen Ent-
eignungserkenntnisses kann jedoch nicht ge-
hindert werden, sobald der vom Landeshaupt-
mann ermittelte Entschädigungsbetrag oder eine
Sicherheit für die erst nach Vollzug der Ent-
eignung zu leistende Entschädigung gerichtlich
erlegt ist.

(5) Für das gerichtliche Verfahren zur Ermit t-
lung der Entschädigung, für deren Feststellung
im Wege des Übereinkommens sowie für die
Wahrnehmung der Ansprüche, welche dritten
Personen auf die Befriedigung aus der Ent-
schädigung auf Grund ihrer dinglichen Rechte
zustehen, finden die Bestimmungen des Ge-
setzes vom 18. Februar 1878, R . G . B l . Nr . 30,
in der geltenden Fassung sinngemäße Anwendung.

§ 16. V o r a r b e i t e n f ü r S t r a ß e n -
b a u t e n .

(1) Über Ansuchen der Bundesstraßenverwal-
tung kann der Landeshauptmann als Bundes-
straßenbehörde [§ 28, Abs. (1), lit. a] zur Vor-
nahme von Vorarbeiten für den Bau einer Bun-
desstraße oder deren Umgestaltung die Bewilli-
gung erteilen, fremde Grundstücke zu betreten
und auf diesen die erforderlichen Grundunter-
suchungen und sonstigen technischen Arbeiten
gegen Ersatz des hiedurch verursachten Schadens
auszuführen. Über Einwendungen gegen die Zu-
lässigkeit einzelner hiebei vorzunehmender Hand-
lungen entscheidet endgültig die Bezirksverwal-
tungsbehörde. Diese bestimmt auch vorbehalt-
lich der Entscheidung im ordentlichen Rechtswege
die für verursachte Schäden zu leistende Schad-
loshaltung (§ 1323 ABGB.).

(2) Hinsichtlich des Betretens von Eisenbahn-
grund sind die eisenbahnrechtlichen Vorschriften
maßgebend.

§ 17. A u f r e c h t e r h a l t u n g d e s V e r -
k e h r s au f N e b e n s t r a ß e n .

Werden durch die Anlage oder Umgestaltung
einer Bundesstraße bestehende Wege unter-
brochen oder sonst unbrauchbar gemacht, so hat
die Bundesstraßenverwaltung auf ihre Kosten
die erforderlichen Vorkehrungen zur weiteren
Benützbarkeit der Wege zu treffen.

IV. Schutz der Straßen.

§ 1 8 . B a u t e n an d e r B u n d e s s t r a ß e

(1) Bei Bauführungen sowie bei der Herstel-
lung von Einfriedungen jeder Ar t an Bundes-
straßen ist in Ortsdurchfahrten [§ 6, Abs. (1),
dieses Bundesgesetzes] die festgesetzte Baulinie
einzuhalten. Außerhalb geschlossener Ortschaften
dürfen innerhalb einer Entfernung von 10 Metern,
welche v o m äußeren Rande des Straßengrabens,
beziehungsweise bei aufgedämmten Straßen v o m
Böschungsfuß und in Ermangelung von Gräben
und Böschungen von der äußeren Begrenzungs-
linie der Straßenbankette gemessen wird, ohne
Zustimmung der Bundesstraßenverwaltung Neu-,
Zu- oder Umbauten , Einfriedungen, Dünger-
stätten oder Düngergruben nicht angelegt wer-
den. Der Bund (Bundesstraßenverwaltung) ist
im Verfahren über Bauvorhaben innerhalb der
bezeichneten Grenze Partei im Sinne des § 8
des allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes,
B . G . B l . N r . 274/1925, und ist diesem Verfahren
gemäß § 40, Abs. (1), AVG. zuzuziehen.

(2) Bei Errichtung von Baulichkeiten und
sonstigen Anlagen, die zu Zwecken dienen,
welche mit einem regelmäßigen Parken oder
sonst häufigen Anhalten von Fahrzeugen ver-
bunden sind (gast- und schankgewerbliche Be-
triebe, Schmieden, Wagnereibetriebe, Kraftfahr-
zeugwerkstätten, Tankstellen u. dgl.), kann die
Bundesstraßenverwaltung zur Hin tanha l tung un-
günstiger Rückwirkungen auf die Abwicklung
des Verkehres eine über die im Abs. (1) ge-
nannten Ausmaße hinausgehende Entfernung der
Anlage von der Straßenbegrenzung fordern.

(3) Bereits bestehende Düngerstätten oder
Düngergruben, welche ohne behördliche Bewilli-
gung innerhalb der Entfernung von vier Metern
errichtet wurden, sind, sofern ihr Bestand auf die
Straße selbst oder die dazugehörigen Anlagen
eine nachteilige Wirkung ausübt, über Auftrag
der Bezirksverwaltungsbehörde aufzulassen oder
zu verlegen.

§ 19. B e n a c h b a r t e W a l d u n g e n .

Über Verlangen der Bundesstraßenverwaltung
ist der an eine Bundesstraße angrenzende Wald
in einer Breite von vier Metern zu beiden
Seiten der Straße vom äußeren Rande (§ 18) ohne
Anspruch auf Entschädigung auszulichten oder
nach einer bestimmten Betriebsweise zu bewirt-
schaften, wenn es Rücksichten der Sicherheit des
Verkehres oder der Straßenerhaltung erfordern.

§ 20. A r b e i t s l e i s t u n g e n a u f b e n a c h -
b a r t e n G r u n d s t ü c k e n .

(1) Wenn Baumfällungen, Wasserableitungen,
Sprengungen, Grab- oder Bohrarbeiten oder
ähnliche Verrichtungen auf den der Straße
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benachbarten Grundstücken nach den örtlichen
Verhältnissen den Bestand oder Erhaltungszustand
einer Bundesstraße unmittelbar oder mittelbar
gefährden, kann der Landeshauptmann als Bun-
desstraßenbehörde [§ 28, Abs. (1), lit. a] über An-
trag der Bundesstraßenverwaltung für ein be-
stimmtes Gelbiet anordnen, daß die angeführten
oder einzelne derselben, unbeschadet der nach
anderen Vorschriften etwa erforderlichen behörd-
lichen Genehmigung, nur mit seiner Bewilligung
ausgeführt werden dürfen.

(2) Die Bewilligung darf nur erteilt werden,
wenn nach Einvernehmung von Sachverständigen
festgestellt ist, daß eine Gefährdung der Straße
oder der Straßenbenützer durch die beabsichtigten
Arbeiten ausgeschlossen ist oder bei Einhaltung der
gleichzeitig festzusetzenden Bedingungen hintan-
gehalten werden kann.

(3) Wird der Grundeigentümer durch eine ge-
mäß den vorstehenden Bestimmungen erlassene be-
hördliche Verfügung in der freien Benützung
seines Grundes, welche er schon vor Erlassung der
im Abs. (1) bezeichneten Anordnungen recht-
mäßig ausgeübt ha t , behindert, so hat er gegen
die Bundesstraßenverwaltung einen Anspruch auf
angemessene Entschädigung; diese ist im Streit-
falle unter sinngemäßer Anwendung des § 15 zu
bestimmen.

§ 2 1 . B e n u t z u n g v o n B u n d e s s t r a ß e n -
g r u n d .

(1) Die Benutzung von Bundesstraßen steht
jedermann im Rahmen der verkehrspolizeilichen
Vorschriften offen. Jede Benutzung der Bundes-
straßen und der dazugehörigen Anlagen, wie Rad-
und Fußwege, Banketten, Straßengräben, Stütz-
und Futtermauern, Brücken, Durchlässe u. dgl.,
für einen anderen als ihren bestimmungsgemäßen
Zweck bedarf, unbeschadet der Bestimmungen
des Straßenpolizeigesetzes, einer Bewilligung der
Bundesstraßenverwaltung, welche im Verfahren
erforderlichenfalls die Belange des Denkmal-
und Naturschutzes durch Anhörung der hiezu
berufenen Amtsstellen zu berücksichtigen hat . In-
soweit solche Benutzungsrechte ordnungsgemäß
an einer vom Bund zu übernehmenden Straße
begründet worden sind, bleiben sie auch nach
deren Umwandlung in eine Bundesstraße auf-
recht. Die Bundesstraßenverwaltung kann jedoch
jederzeit, ohne Entschädigung zu leisten, eine
entsprechende Abänderung der hergestellten Ein-
richtungen verlangen, falls dies wegen einer
baulichen Umgestaltung der Straße oder aus Ver-
kehrsrücksichten notwendig wird, es 6ei denn, daß
dies den Bedingungen der Benutzungsbewilligung
widersprechen würde. Eine Bewilligung der
Bundesstraßenverwaltung ist auch für alle über
die Bau- oder Straßenfluchtlinie vorspringenden
Vorbauten, Freitreppen, Geschäftsportale, Luft-

schächte, Kellereinwurföffnungen u . dgl. selbst
dann erforderlich, wenn nach der Bauordnung
deren Herstellung nur mit Genehmigung der
Baubehörde erfolgen darf. Diese Bewilligung ent-
fällt jedoch, insoweit nach der Bauordnung bis zu
einem gewissen Abstande ohne besondere Be-
willigung Gebäudeteile (Gebäudesockel, Auslage-
kästen, Zierverputze u. dgl.) vor die Baulinie vor-
rücken oder Baiikone u n d sonstige Gebäude-
bestandteile in den Luftraum oberhalb der Straße
hineinragen können oder bei Bauführungen an der
Straße die Einplankung und Verwendung des
Straßengrundes bis zu einer bestimmten Breite ge-
stattet ist.

(2) Wird eine Bundesstraße für den Bau, Be-
stand oder Betrieb einer Schienenbahn oder eines
Oberleitungsomnibusverkehres (Obusverkehres)
benutzt, so sind die für die Schienenbahn, be-
ziehungsweise den Obusverkehr geltenden gesetz-
lichen Bestimmungen mit der Maßgabe an-
zuwenden, daß über die Zulässigkeit der Be-
nützung und die hiebei einzuhaltenden Be-
dingungen die für die Genehmigung und Beauf-
sichtigung der Schienenbahn, beziehungsweise des
Obusverkehres zuständigen Behörden im Einver-
nehmen mit der Bundesstraßenverwaltung ent-
scheiden. Vereinbarungen über die aus einer
solchen Benutzung sich ergebenden Rechte und
Verbindlichkeiten werden hiedurch nicht berührt.

§ 22. V e r k e h r s h i n d e r n i s s e u n d
W a s s e r a b l e i t u n g e n .

(1) Die Bundesstraße und deren Anlagen (§ 21)
dürfen nicht als Lagerplatz für Baustoffe, Erde,
Schnee, Dünger, Gerätschaften u. dgl. benützt
werden. Hievon können nur bei Bauten an der
Straße und im Notfalle von der Bundesstraßen-
verwaltung Ausnahmen gestattet werden.

(2) Es ist verboten, von den Dächern der Häuser
oder von Brunnen Wasser auf die Straße, deren
Nebenanlagen oder offen über die Straße ohne
Bewilligung der Bundesstraßenverwaltung ab-
laufen zu lassen. Dasselbe gilt von der Ableitung
des Drainagewassers von der Drainagierung be-
nachbarter Grundstücke, von der Ableitung der
Jauche und sonstigen Unrates auf die Straße oder
in die Straßengräben. Dagegen sind die Besitzer
der an die Straße angrenzenden Grundstücke ver-
pflichtet, den Abfluß des Wassers von der Straße
auf ihren Grund ohne Anspruch auf Ent-
schädigung, die Herstellung von Ableitungsgräben,
Sickergruben u. dgl. gegen Entschädigung, die im
Streitfalle unter sinngemäßer Anwendung des
§ 15 zu bestimmen ist, zu dulden.

(3) Falls es sich um Grundstücke einer öffent-
lichen Eisenbahnunternehmung handelt , gelten
die hierüber fallweise zu treffenden Verein-
barungen.
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§ 23. W e i d e n des Viehes , Gras-
n u t z u n g .

Das Weiden des Viehes auf den Banketten,
den Böschungen und Gräben der Bundesstraßen
sowie jede eigenmächtige Baum- oder Gras-
nutzung ist verboten.

§ 24. Pflügen neben der Straße.

Auf den gegen eine Bundesstraße nicht ein-
gefriedeten Grundstücken darf innerhalb der Ent-
fernung von vier Metern von der Straße (§ 18)
nur parallel zu dieser gepflügt werden.

§ 25. Ü b e r b r ü c k u n g der S t r a ß e n -
g raben .

(1) Straßengräben, über welche Fahrwege in
Bundesstraßen münden oder über welche Zu-
fahrten z u Grundstücken oder Gebäuden führen,
dürfen nu r mit Zustimmung oder nach den
Weisungen der Bundesstraßenverwaltung über-
brückt oder muldenförmig befestigt werden. Die
Kosten der Herstel lung und Erhal tung dieser A n -
lagen sind, unbeschadet der Bestimmung des
§ 17, von den zur (Erhaltung der Fahrwege Ver-
pflichteten, beziehungsweise von den beteiligten
Liegenschaftsbesitzern zu tragen. Das Überfahren
der Straßengräben ohne Überbrückung oder Be-
festigung ist verboten.

(2) Jede Abänderung in de r A r t de r Be-
nützung bestehender Zufahr ten zu Grundstücken
und Gebäuden bedarf der Zustimmung der
Bundesstraßenverwaltung.

§ 26. N o t s t a n d s m a ß n a h m e n bei
E l e m e n t a r e r e i g n i s s e n .

(1) Wird eine Bundesstraße durch Elementar-
ereignisse beschädigt oder vorübergehend unbe-
nützbar und müssen zur Beseitigung der ent-
standenen oder zur Hintanhaltung weiterer
Schäden oder zur Freimachung der Straße sofort
Schutzmaßnahmen getroffen werden, welche von
der Bundesstraßenverwaltung mit den ihr zur
Verfügung stehenden gewöhnlichen Hilfsmitteln
nicht ausgeführt werden können, so sind alle
am Schadensorte oder in einer Nachbargemeinde
anwesenden tauglichen Arbeitskräfte über die
beim Bürgermeister einzubringende Anforderung
der Straßenverwaltung zur Leistung der erfor-
derlichen Handarbeiten verpflichtet. Auch sind in
solchen Fällen über Anforderung der Straßen-
verwaltung die Besitzer bespannter oder un-
bespannter Lastfuhrwerke (Kraftfahrzeuge,
Wasserfahrzeuge) oder von Zugtieren verpflich-
tet, diese zur Durchführung der unaufschieb-
baren Arbeiten zeitweise zur Benützung bei-
zustellen, sofern die Fahrzeuge (Tiere) für die
Weiterführung des eigenen Wirtschaftsbetriebes
entbehrlich sind.

(2) Über die Anfo rde rung entscheidet im Streit-
falle die Bezirksverwal tungsbehörde; sie kann
auch die Person bes t immen, welche bei angefor-
derten Fahrzeugen den Führerdienst zu versehen
hat . Gegen ihre Entscheidung ist ein Rechtsmit tel
nicht zulässig. K o m m t über die Vergü tung für
die Beistellung von Fahrzeugen (Tieren) oder
für die E n t l o h n u n g von Arbei ten zwischen den
Beteiligten eine Einigung nicht zustande, so wird
die Vergütung , in welcher bei Fahrzeugen auch
die Entschädigung für die gewöhnliche A b -
n ü t z u n g inbegriffen ist, v o m Landeshauptmann
endgül t ig nach freiem Ermessen bes t immt .

(3) Ansprüchen auf Ersa tz des Schadens dafür,
daß das beigestellte Fahrzeug (Tier) während der
Inanspruchnahme beschädigt, unbrauchbar ge-
worden oder in außerordent l ichem Maße ab-
genütz t worden ist, wi rd hiedurch nicht vor-
gegriffen. Solche Ansprüche sind i m ordentlichen
Rechtswege ge l tend zu machen.

(4) Bei den im Abs. (1) bezeichneten Elemen-
tarschäden können von der Bundesstraßenver-
wal tung die zur Durchführung unaufschiebbarer
Arbei ten erforderlichen Baustoffe, Werkzeuge
und Gerä te am Schadensorte, wenn sie dor t zu
angemessenen Preisen im freien Verkehr nicht
erhältlich sind, angefordert werden ; ebenso
k ö n n e n unverbau te Liegenschaften zu vorüber -
gehender Benützung behufs Durchführung u n -
aufschiebbarer Arbe i ten , U n te rb r i n g u n g von
Arbeitskräften oder als Lagerplätze für Baustoffe
und Gerätschaften angefordert werden . D e m
Eigentümer ist für angeforderte Baustoffe der
gemeine W e r t zu ersetzen, für die Benützung
von Liegenschaften eine angemessene Vergü tung
zu leisten. D i e Liegenschaften sind nach Weg-
fall des Bedarfes ohne Verzug in demselben Zu-
stande zurückzustel len, i n welchem sie übe r -
n o m m e n w u r d e n ; hat infolge d e r Benützung die
Substanz Schaden gelitten, so ist hiefür En t -
schädigung z u leisten.

(5) Ü b e r die Anforderung nach Abs. (4) en t -
scheidet die Bezirksverwaltungsbehörde end-
gült ig . Sie ha t vorher nach Tunl ichkei t d e n
Eigentümer der angeforderten Sache oder dessen
anwesenden Ver t re te r e inzuvernehmen. Sie be-
s t immt auch vorläufig die Vergü tung für die
angeforderten Sachen. Im übrigen ist bezüglich
deren Festsetzung § 15, Abs. (3) und (5), sinn-
gemäß anzuwenden. Ansprüche auf Entschädi-
gung wegen Substanzverschlechterung sind im
ordentlichen Rechtswege geltend z u machen.

§ 27. S c h n e e a b r ä u m u n g .

Die Best immungen des § 26 finden auch An-
wendung, wenn dies bei Schneeverwehungen
oder Glat teisbi ldung im öffentlichen Interesse e r -
forderlich ist.
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V. Bundesstraßenbehörden.
Verwaltung der Bundesstraßen.

§ 28. O r g a n i s a t i o n u n d I n s t a n z e n -
z u g .

(1) Bundesstraßenbehörden im Sinne dieses Ge-
setzes sind:

a) Der Landeshauptmann (mittelbare Bundes-
verwaltung) für alle Entscheidungen und
Verfügungen, insoweit diese nicht dem
Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau vorbehalten sind. Wenn der
Landeshauptmann seine Befugnisse ganz
oder teilweise auf ihm Nachgeordnete
Dienststellen überträgt (Artikel 102 des
Bundes-Verfassungsgesetzes), so entscheiden
diese im Namen des Landeshauptmannes;

b) das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau, welches als oberste Bundes-
straßenbehörde über Berufungen gegen Be-
scheide des Landeshauptmannes entscheidet.

(2) Die Verwa l tung der Bundesstraßen erfolgt
durch den Landeshaup tmann (mi t te lbare Bundes-
verwal tung) , beziehungsweise in dessen N a m e n
durch die ihm nachgeordneten Dienststellen (Bau-
ämter) nach Maßgabe der v o m Bundesmini-
s ter ium für Hande l u n d Wiederaufbau gemäß
§ 4, Abs. (2), dieses Bundesgesetzes aufgestellten
Grundsä tze u n d erteilten Dienstanweisungen.

§ 29. E r l e i c h t e r u n g d e s D u r c h z u g s -
v e r k e h r e s .

Die Bundesstraßenverwaltung ist berechtigt,
zwecks Erleichterung und Förderung des Durch-
zugsverkehres Bundesstraßen ganz oder teilweise
dem Schnellverkehr von Kraftfahrzeugen vor-
zubehalten, wenn durch entsprechende Parallel-
führung von Bundes- oder anderen Straßen für
die Bedürfnisse des übrigen Verkehres hin-
reichend vorgesorgt ist.

VI. Strafbestimmungen.

§ 30. S t r a f b e s t i m m u n g e n , W i d m u n g
der S t r a f g e l d e r , E n t s c h e i d u n g
ü b e r privatrechtliche A n s p r ü c h e .

(1) Jede vorsätzliche, wenn auch nur versuchte,
sowie jede durch Mangel pflichtmäßiger Auf-
merksamkeit verursachte Beschädigung einer
Bundesstraße, der dazugehörigen baulichen An-
lagen, Bäume u. dgl. wird, soweit nicht ein
gerichtlich zu ahndender Tatbestand vorliegt, als

Verwaltungsübertretung von der Bezirksver-
waltungsbehörde mit Geldstrafen bis zu 2000 S,
an deren Stelle im Falle der Uneinbringlichkeit
Arreststrafen bis zu 4 Wochen treten, geahndet.

(2) Die eingehobenen Geldstrafen fließen der
Bundess t raßenverwal tung zu und sind für
Zwecke der Erha l tung von Bundesstraßen zu
verwenden.

(3) D i e Bez i rksverwal tungsbehörde h a t i m
Straferkenntnis, womit der Beschuldigte einer
nach diesem Bundesgesetze strafbaren Ver-
waltungsübertretung schuldig erkannt wird,
auch über die aus dieser Übertretung abge-
leiteten privatrechtlichen Ansprüche der Bundes-
straßenverwaltung gegen den Beschuldigten zu
entscheiden (§ 57, V. St. G.).

VII. Inkrafttreten des Bundesgesetzes.
Außerkraftsetzung reichsdeutscher Vorschriften.

Vollziehung.

§ 31. I n k r a f t t r e t e n des B u n d e s g e -
se tzes . A u ß e r k r a f t s e t z u n g v o n

V o r s c h r i f t e n .

(1) Dieses Bundesgesetz sowie das Bundes-
straßenverzeichnis A t r e t en e inen M o n a t nach
ihrer Kundmachung i n Wirksamkei t .

(2) Das Bundesstraßenverzeichnis B t r i t t am
1. Jänner 1949, das Bundesstraßenverzeichnis C
am 1. Jänner 1950 und das Bundesstraßenver-
zeichnis D a m 1. Jänner 1951 in Wirksamkei t .

(3) Mit dem Wirksamkei tsbeginn dieses Bundes-
gesetzes t r e t en die Kundmachung G. Bl. f. d . L . Ö.
N r . 7/1940, soweit sich diese auf Bundesstraßen
bezieht sowie un te r der gleichen Einschränkung
die in der bezogenen Kundmachung aufrechter-
hal tenen Bes t immungen des Bundesgesetzes v o m
8. Juli 1921, B. G. Bl. N r . 387, betreffend die
Bundesstraßen, schließlich das Gesetz v o m 2. Jän-
ner 1877, R . G. Bl. N r . 33 , betreffend die
Schneeabräumung auf Reichsstraßen, außer Kraft.

§ 32. V o l l z i e h u n g .
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist

das Bundesministerium für Handel und Wieder-
aufbau, hinsichtlich der Bestimmung des § 21,
Abs. (2), im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Verkehr, betraut.

Renner
Figl Kolb Übeleis
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Bundesstraßenverzeichnisse A—D
(Nach Bundesländern geordnet)
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6 0 . Bundesgesetz vom 18. Februar 1948,
betreffend die Beitragsleistung der Bundes-
länder anläßlich der Übernahme bestimmter

Landesstraßenzüge durch den Bund.

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Bis 31. Dezember 1950 leisten die Bundes-
länder jährlich zur Erhaltung der Straßenzüge
der Beilagen A, B und C des Bundesstraßen-
gesetzes, B. G. Bl. Nr. 59/1948, die weder
Bundes- noch Reichsstraßen (G.Bl. f. d. L. Ö.
Nr. 7/1940) waren, als Beitrag an den Bund je
Kilometer der übernommenen Straßen den
gleichen Betrag, den sie in ihren Voranschlägen
für das betreffende Jahr je Kilometer für die Er-
haltung ihrer Landesstraßen durchschnittlich vor-
sehen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist das Bundesministerium für Handel und
Wiederaufbau im Einvernehmen mit dem Bun-
desministerium für Finanzen betraut.

Renner
Figl Kolb Zimmermann

6 1 . Verordnung des Bundesministeriums
für Finanzen vom 11. Februar 1948 über die
Ausgabe von Scheidemünzen zu 1 Groschen.

Auf Grund des § 1 des Bundesgesetzes vom
25. Juli 1946, B.G.Bl. Nr. 146, werden vom
5. April 1948 an im Wege der Österreichischen
Nationalbank Scheidemünzen zu 1 Groschen in
folgender Aussattung ausgegeben werden:

Das 1-Groschen-Stück wird aus Zink geprägt
und hat ein Stückgewicht von 1'8 g und einen
Durchmesser von 17 mm. Es zeigt auf der Vor-
derseite das Bundeswappen und in kreisförmiger
Anordnung die Umschrift „Republik Österreich",
auf der Rückseite die Wertziffer „1", im oberen
Teil umgeben von der Umschrift „Groschen";
darunter die Jahreszahl der Prägung und unter
derselben in stilisierter Ausführung Alpenveil-

chen. Die äußere Einfassung besteht auf beiden
Seiten aus einem flachen Stäbchen. Der Rand ist
glatt.

Die Münzen zu 1 Groschen werden bei allen
Bundes-, und den übrigen öffentlichen Kassen
bis zum Betrag von 2 S zu ihrem Nennwert in
Zahlung genommen. Ferner werden sie von den
Bundeskassen nach Maßgabe der jeweils vorhan-
denen Kassenbestände in gesetzliche Zahlungs-
mittel umgewandelt; bei den Kassen der Öster-
reichischen Nationalbank werden die Scheide-
münzen ohne Begrenzung in Zahlung und in
Verwechslung gegen Banknoten angenommen.

Im Privatverkehr sind Scheidemünzen zu
1 Groschen bis zum Gesamtbetrag von 1 S zum
Nennwert in Zahlung zu nehmen.

Zimmermann

6 2 . Verordnung des Bundesministeriums
für Vermögenssicherung und Wirtschafts-
planung im Einvernehmen mit dem Bundes-
ministerium für Energiewirtschaft und Elek-
trifizierung vom 12. Februar 1948, womit
der Zeitpunkt des Außerkrafttretens der Be-
stimmungen des § 11, Abs. (1), des 2. Ver-

staatlichungsgesetzes bestimmt wird.
Auf Grund des § 11, Abs. (2), und des § 14

des Bundesgesetzes vom 26. März 1947, B. G. Bl.
Nr. 81, über die Verstaatlichung der Elektrizi-
tätswirtschaft (2. Verstaatlichungsgesetz) wird
verordnet:

Die Bestimmungen des § 11, Abs. (1), des
2. Verstaatlichungsgesetzes sind für die Kärntner
Elektrizitäts-Aktiengesellschaft in Klagenfurt am
9. Dezember 1947 außer Kraft getreten.

Krauland


